
 

 

Vermietetes Grundstück keine 
umsatzsteuerliche 
Betriebsstätte 
Die Frage, ob im Inland oder in einem anderen Staat eine umsatzsteuerliche Be-

triebsstätte besteht, ist in vieler Hinsicht bedeutsam, zum Beispiel für die Frage 

des umsatzsteuerlichen Leistungsorts bei Dienstleistungen, für die Anwendung des 

Vorsteuer-Vergütungsverfahrens oder für den Übergang der Steuerschuldnerschaft 

auf den Leistungsempfänger. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat nun zur 

Frage Stellung genommen, ob eine feste Niederlassung (in deutscher Terminolo-

gie: eine umsatzsteuerliche Betriebsstätte) einer personellen Ausstattung bedarf. 

Seine Antwort klärt eine wichtige Streitfrage – stellt aber auch einige vermeintliche 

Gewissheiten infrage. 

Das Urteil 

Die auf der Kanalinsel Jersey ansässige Beschwerdeführerin vermietete eine in ihrem Besitz stehende Im-

mobilie in Wien umsatzsteuerpflichtig an zwei österreichische Unternehmer. Andere Umsätze führte sie in 

Österreich nicht aus. Die Beschwerdeführerin beauftragte ein österreichisches Hausverwaltungsunterneh-

men, das Dienstleister und Lieferanten vermitteln, die Mieten und Betriebskosten abrechnen, die Ge-

schäftsaufzeichnungen führen und die Umsatzsteuer-Meldedaten vorbereiten sollte. Sie behielt sich aber 

die Entscheidungsgewalt über die Begründung und Auflösung von Mietverhältnissen sowie über deren 

wirtschaftliche und rechtliche Konditionen, über die Durchführung von Investitionen und Reparaturmaß-

nahmen sowie deren Finanzierung und über die Auswahl von Dritten zur Erbringung anderer Vorleistungen 

vor. Außerdem bestimmte sie die Auswahl, Beauftragung und Überwachung der Hausverwaltung selbst. 

 

Das Finanzamt war der Auffassung, dass diese Immobilie eine feste Niederlassung darstellte, sodass die 

Steuerschuld für die Vermietungsleistung nicht auf die beiden Mieter überging. Die Beschwerdeführerin war 

dagegen der Auffassung, dass die von ihr vermietete Immobilie mangels personeller Ausstattung nicht als 

feste Niederlassung angesehen werden könne, sie daher als nicht in Österreich ansässig zu gelten habe 

und die Steuerschuld für die Vermietung auf die Mieter überginge. 

 

Der EuGH gab der Beschwerdeführerin Recht. Zwar sei aus der Vorlagefrage nicht zu erkennen, ob das 

vorlegende Gericht die Voraussetzungen einer leistenden oder einer leistungsempfangenden Betriebsstätte 

geklärt haben wolle; er könne die Vorlagefrage aber „unter Berücksichtigung beider Fälle“ beantworten. Der 

Begriff „feste Niederlassung“ verlange einen durch das ständige Zusammenwirken der für die Erbringung 

bestimmter Dienstleistungen erforderlichen Personal- und Sachmittel gebildeten Mindestbestand. Daher 
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setze er einen hinreichenden Grad an Beständigkeit sowie eine Struktur voraus, die von der personellen 

und technischen Ausstattung her eine autonome Erbringung der betreffenden Dienstleistungen ermöglicht. 

Insbesondere sei bei einer Struktur, bei der es an eigenem Personal fehlt, keine Subsumtion unter den Be-

griff „feste Niederlassung“ möglich. Die Beschwerdeführerin habe in Österreich über kein eigenes Personal 

verfügt und die mit bestimmten Verwaltungsaufgaben betrauten Personen lediglich als Dienstleister beauf-

tragt, wobei sie sich alle wichtigen Entscheidungen betreffend die Vermietung der in Rede stehenden Im-

mobilie vorbehalten habe. Eine Immobilie, bei der keinerlei personelle Ausstattung vorhanden ist, die zu 

autonomem Handeln befähigt, erfülle nicht die von der Rechtsprechung aufgestellten Kriterien für die Ein-

stufung als feste Niederlassung. 

Hinweise 

Mit diesem Urteil hat der EuGH nun klargestellt, dass eine umsatzsteuerliche Betriebsstätte auf jeden Fall 

einer personellen Ausstattung bedarf. Das österreichische Vorlagegericht hatte in seinem Vorabentschei-

dungsersuchen eigens auf die Urteile einiger erstinstanzlicher deutscher Finanzgerichte verwiesen, nach 

deren Auffassung Windkraftanlagen als umsatzsteuerliche Betriebsstätten gelten durften. Zum Beispiel 

konnte nach Meinung des Finanzgerichts Köln „eine gering ausgeprägte – oder in Ausnahmefällen sogar 

fehlende – personelle Ausstattung durch eine überdurchschnittlich stark ausgeprägte sachliche Ausstattung 

kompensiert werden“: Es sei „kaum ein höherer Grad an Beständigkeit einer betrieblichen Niederlassung 

vorstellbar als bei einem Windrad“. Der EuGH hat diesen Auffassungen nun den Boden entzogen.  

 

Eine andere Frage ist, ob das Personal „eigenes Personal“ zu sein hat, wie der EuGH im Leitsatz vermerkt 

hat – ob es also zwingend zum Beispiel beim Betriebsstätteninhaber selbst angestellt sein muss. Dagegen 

spricht, dass der EuGH den Fall eines Subunternehmers abhandelt, keinen Fall einer Arbeitnehmerüberlas-

sung. Relevante Unterschiede zwischen diesen beiden Geschäftsmodellen lassen sich einem Urteil des 

Bundesfinanzhofs (BFH) aus dem Jahr 2017 entnehmen, wonach im Normalfall der Geschäftsherr kein Mit-

spracherecht bei der Auswahl der Mitarbeiter des Subunternehmers hat, der zudem seinen Betrieb auf ei-

gene Rechnung und Gefahr als selbstständiger Unternehmer führt und den Geschäftsherrn nicht zu vertre-

ten berechtigt ist. Im Fall einer Personalgestellung werden die Dinge gewöhnlich nicht nur in vieler Hinsicht 

anders liegen – hier kann obendrein die Gefahr einer Steuerumgehung bestehen. Denn wenn der Einsatz 

angestellter oder von einem Dritten überlassener Mitarbeiter darüber entscheiden sollte, ob eine umsatz-

steuerliche Betriebsstätte vorliegt oder nicht, ließe sich – wie der BFH im selben Urteil anmerkt – die Be-

steuerung von Dienstleistungen von einem Mitgliedsstaat in den anderen verlagern, indem der Unterneh-

mer seinen Personalbedarf über verschiedene Dienstleister deckt. Der EuGH könnte über die Frage, ob 

„eigenes“ Personal im engeren Sinne erforderlich ist, schon bald entscheiden: Ein rumänisches Gericht hat 

ihm in der Rechtssache „Berlin Chemie“ unter anderem die Frage vorgelegt, ob es erforderlich ist, dass ein-

em Unternehmen die personelle und technische Ausstattung „gehören“ muss, oder ob es genügt, dass es 

über ein anderes, verbundenes Unternehmen, das es kontrolliert und bei dem es die Mehrheit der Gesell-

schaftsanteile hält, sofortigen und dauerhaften Zugang zu dieser personellen und technischen Ausstattung 

hat. 

 

Mit dem vorliegenden Urteil spricht der EuGH zudem die Frage der erforderlichen Autonomie der umsatz-

steuerlichen Betriebsstätte an, indem er ausdrücklich betont, dass die Beschwerdeführerin sich in Hinblick 

auf die Bewirtschaftung der Immobilie unter anderem die Managemententscheidungen vorbehielt und diese 

nicht der „Betriebsstätte“ übertrug. Damit wirft er erneut die Frage auf, ob eine umsatzsteuerliche Betriebs-

stätte (im Sinne z. B. des älteren EuGH-Urteils „Lease Plan Luxembourg“) auch die Managemententschei-

dungen selbst zu treffen hat oder ob es genügt, dass die Betriebsstätte die betreffenden Dienstleistungen 

mit den eigenen personellen und Sachmitteln im Wesentlichen selbst ausführen bzw. empfangen kann. 

Auch in dieser Hinsicht könnte das Urteil im Verfahren „Berlin Chemie“ erhellend sein.  

 

Geht man davon aus, dass der EuGH seine Ausführungen sowohl für empfangende als auch für leistende 

umsatzsteuerliche Betriebsstätten verstanden haben will, fällt der Umstand ins Auge, dass er im Leitsatz 

des vorliegenden Urteils davon spricht, dass eine feste Niederlassung nicht vorliegt, „wenn der Eigentümer 

der Immobilie nicht über eigenes Personal für die Leistungsbewirkung […] verfügt“. Ob der EuGH damit 

zum Ausdruck bringen will, dass eine umsatzsteuerliche Betriebsstätte stets auch Ausgangsumsätze täti-

gen müsse und es somit eine „nur-empfangende“ umsatzsteuerliche Betriebsstätte nicht geben könne, ist 

unklar. 
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Fundstellen 

EuGH C-931/19 „Titanium“, Urteil vom 3. Juni 2021; C-390/96 „Lease Plan Luxembourg“, Urteil vom 7. Mai 

1998; Vorabentscheidungsersuchen C-333/20 „Berlin Chemie A. Menarini“;  

BFH XI R 21/15, Beschluss vom 15. Februar 2017;  

FG Köln 2 K 920/14, Gerichtsbescheid vom 14. März 2017 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62019CJ0931&qid=1623753027022&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:61996CJ0390&qid=1623753061813&from=DE
https://curia.europa.eu/juris/document/document_print.jsf?docid=232303&text=&dir=&doclang=DE&part=1&occ=first&mode=lst&pageIndex=0&cid=787439
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201750091/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/koeln/j2017/2_K_920_14_Gerichtsbescheid_20170314.html
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